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Hess. HundeVO – Rasselisten - Rassediskriminierung

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich bin rechtstreuer Bürger dieses Landes sowie verantwortungsbewusster Halter eines positiv wesensgetesten und friedfertigen sog. „Listenhundes“ und habe meine persönliche Zuverlässigkeit und Sachkunde im Umgang mit Hunden nachgewiesen. Natürlich bin ich auch Wähler bei der bevorstehenden Hessischen Landtagswahl am 02.02.2003.

Meine Familie und ich hatten und haben persönlich unter den sowohl juristisch als auch fachkundlich, d.h. kynologisch, ethologisch, genetisch, zoologisch - vgl. nur die einstimmigen Erkenntnisse in 

Wortprotokoll Abgeordnetenhaus Berlin, Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Migration, 14. Wahlperiode, 19. Sitzung vom 22.03.2001 sowie
Ausschussprotokoll Nordrhein-Westfalen Nr. 13/562, 13. Wahlperiode, Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz, 22. Sitzung vom 19.04.2002 -,

mangelhaften Machwerken Herrn Staatsministers Bouffier, nämlich der

· sog. KampfhundeVO vom 05.07.2000 (GVBl. I, S. 355), vom VGH Kassel mit Urteil vom 29.08.2001 - 11 N 2497/00 - (VR 2002, 209 ff.) in toto für nichtig erklärt, sowie der

· sog. GefahrenabwehrVO gefährliche Hunde vom 15.08.2000 (GVBl I., S. 411 ff.) vom VGH Kassel mit Urteil vom 29.08.2001 - 11 N 2497/00 - (VR 2002, 209 ff.) in wesentlichen Teilen für nichtig erklärt

· sog. HundeVO vom 10.05.2002 (GVBl. I., S. 90 ff), Normenkontrollverfahren sind anhängig

sowie den damit einhergehenden medialen und behördlichen Exzessen, öffentlichen Anfeindungen (z.B. Aufrufe zur gesellschaftlichen Ächtung und Denunziation, Verweisung aufs Milieu) etc. massiv zu leiden.

Die Erfahrungen die wir in dieser Zeit sammeln mussten, haben uns in der Überzeugung gestärkt, jeder - wissenschaftlich völlig unhaltbaren - Rassendiskriminierung, egal ob bei Tier oder Mensch, entschieden entgegen zu treten und sie dazu zu verbannen, wo sie hingehört: In die braune Mottenkiste der Geschichte, die hoffentlich nie wieder geöffnet wird. Es ist mehr als bedauerlich, dass derart perverse Genetik-/Rasselehren wieder fröhliche Auferstehung feiern und die Macht wieder die Wissenschaft ignoriert – Galileo Galilei lässt grüßen.

Mit Entsetzen musste ich jetzt zur Kenntnis nehmen, dass der Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und FDP vom 12.11.2002 – DRS 15/4586 – für ein sechstes Gesetz zur Änderung des HSOG (Gesetz zur Einführung einer Pflichthaftpflichtversicherung für gefährliche Hunde) verabschiedet wurde, verkündet am 03.12.2002 im Hess. GVBL I., S. 704. Dieses Gesetz führt in § 71 a Abs. 1 Satz 2 HSOG die – wissenschaftlich wiederlegte – Rassediskriminierung (§ 2 Abs. 1 HundeVO) sowie die genetischen Irrlehren des HMI konsequent fort. Nach der hessischen „Parteispendenlüge“ der einen Koalitionspartei jetzt die „Hundelüge“ der anderen ?

Im Hinblick auf die am 02.02.2003 anstehenden Landtagswahlen frage ich deshalb an, wie Ihre Partei zu der Listung ausschließlich ausländischer Hunderassen als (unwiderleglich) gefährlich steht.

1. Wie steht Ihre Partei zu dem vorgenannten Entwurf - DRS 15/4586 – und der Gesetzesänderung - GVBL I., S. 704 - ? Haben Sie dafür, dagegen gestimmt oder sich enthalten ?

2. Wird Ihre Partei Verordnungen und bzw. oder Gesetze mittragen, die an Rassezugehörigkeit anknüpfen ?

3. Wird Ihre Partei im Falle eines Wahlsieges an Rassezugehörigkeit anknüpfende Verordnungen und Gesetze aufheben bzw. ändern ?

Selbstverständlich werde ich meine Familie, zahlreiche (Hunde-)Freunde und Bekannte über Ihre Antwort informieren, die für eine Wahlentscheidung bzw. politische Willensbildung durchaus relevant sein kann.

Michelangelo Buonarroti (1475 - 1564):

„Es wird die Zeit kommen, da das Verbrechen am Tier ebenso geahndet wird wie das Verbrechen am Menschen“.
Mit freundlichen Grüßen

Max Wähler
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